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Klägerin und Revisionsbeklagteo

Def 1° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 70 Juli 1966 hin durch

Präsident . - ' S c h n e i d e r
— Vorsitzender -

Bundesrichter Dro H a u g .
und

Bundesrichter H e y e r,

k e ' und
i t z e m e y e r

Bundessozialrichter F r &

Bundessozialrichter Dr° F

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 70 Juni 1963 wird

zurückgewieseno

Die Beklagte hat der Klägerin auch die Kosten des

Revisionsverfahrens zu erstatteno '
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Streitig ist die Rechtmäßigkeit einer von der Beklagten aus—
gesprochenen Rentenentziehungo Nach den Feststellungen des

(Landessozialgerichts (LSG) hatte die klägerin — geboren 1921,
früher kaufmännische Angestellte — im August 1955 die Ver—

sichertenrente wegen Berufsunfähigkeit (BU) beantragt, Die
Beklagte hatte nach Binholung eines ärztlichen Gutachtens

zwar anerkannt, daß die Klägerin wegen der Folgen einer Krebs“

operation seit Mai 1953 berufsunfähig (bu) war, jedoch den
Rentenantrag abgelehnt, weil die Anwartschaft nicht erhalten

war, Der Bescheid hierüber vom 20 Oktober 1954 war bindend

geworden,

Im Dezember 1958 beantragte die Klägerin die Überprüfung ihres

früheren Rentenantrages nach Art, 2 5 43 Satz 2 des Ange—

‚
stelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG)„ Die Beklagte
bewilligte der Klägerin daraufhin — ohne neue ärztliche Be—

gutachtung — vom 10 Januar 1957 an die Rente (Bescheid vom-

240 Juli 1959)„

Die von der Beklagten im September 1959 und im September 1960
veranlaßten Nachuntersuchungen der Klägerin ergaben, daß eine

postoperative Krebsheilung vorliege und daß die klägerin wieder

ohne Einschränkung als kaufmännische Angestellte erwerbstätig

sein könneo Daraufhin entzog die Beklagte die Rente nach @ 63

des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) zum 300 November

1960 mit der Begründung, daß die Krebserkrankung als ausge—
heilt anzusehen sei (Bescheid vom 270 Oktober 1960),

Im Klageverfahren zog das SoZialgerieht (SG) Hamburg mehrere
ärztliche Befundberichte bei und hörte die Ärzte Dr, Mär■x■wi

und Dr„ A&ä:üt■ als Gutachtero Es hob den Bntziehungsbeseheid

auf und verurteilte die Beklagte zur Weitergewahrung der Rente

über den 50„ November 1960 hinauso Das BG war der Auffassung,

nach den ärztlichen Gutachten liege zwar eine Änderung der Ver—

hältnisse gegenüber den Befunden in den Jahren 1953/19549

aber nicht gegenüber denen in den Jahren 1957 bis 1959 vorc

Die Rente sei der Klägerin zu Unrecht zugesprochen werden und
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könne deshalb nicht nach 5 63 Abso ? Satz 1 AVG entzogen

werden (Urteil vom 210 November 1961)°

Das LSG Hamburg holte weitere ärztliche Befundberichte

@i n und hör te d i e Ärz te Dr „ G};:z:i:zzzzzzzz:z:z:zund ‚Dr I;if:r:f::;::.-:::;al 3
Gutachter° Es wies die Berufung der Beklagten als unbe—

gründet zurück und ließ die Revision zu: für die Renten—

entziehung nach @ 63 Abso ? Satz 1 AVG genüge es nicht?

daß zur Zeit der Rentenentziehung keine BU vorliegt,9 viel—

mehr sei nach dem Gesetzeswortlaut ("nicht mehr bu") zu

verlangen, daß eine früher bestehende BU durch die Änderung

beseitigt werden sei° Für den Vergleich komme es auf den

Zeitpunkt an, von dem an die Rente gezahlt wird, hier

also auf den Gesundheitszustand der Klägerin am 10 Januar

19579 und nicht auf denjenigen der Jahre 1955/19540 Die
Beklagte hätte vor der Bewilligung der Rente alle Voraus—

setzungen des Rentenanspruchs neu prüfen müssen“ Am

10 Januar 1957 habe bei der Klägerin nach den ärztlichen

Bekundungen keine BU bestandeno Sie habe sich nach der

Krebsoperation nur bis zum Jahre 1956 der ambulanten

kontrolle unterziehen müssen„ Das Carcinom sei, wie

Dro B xxixn:fnach dreijähriger Behandlungszeit festge—

stellt habe, im Jahre 1956 klinisch ausgeheilt gewesen„
Auch später sei keine BU eingetreteno Wenn aber die Klägerin

weder am 10 Januar 1957 noch zu einem späteren vor der

Rentenentziehung liegenden Zeitpunkt berufsunfähig im Sinne

von @ 23 Abs° 2 AVG gewesen sei‚ so habe eine zur Ent—

ziehung berechtigende_Änderung der Verhältnisse der Klägerin

nicht vorgelegenn Der Entziehungsbescheid sei rechtswidrig

und vom SG mit Recht aufgehoben werden (Urteil vom 70 Juni 1963)„

Die Beklagte legte Revision ein mit dem Antrag, die Urteile

des LSG und des SG aufzuheben und die Klage abzuweiseno Sie

rügte, das LSG habe @ 63 Abs° ? Satz ” AVG unzutreffend ange—

wandto Für den Vergleich der Verhältnisse komme es nicht auf

den Gesundheitszustand am 10 Januar 1957 an, sondern auf den

durch ein ärztliches Gutachten eindeutig und zutreffend fest—

gestellten Eintritt der BU der Klägerin im Jahre 1953„ Von den

damals festgestellten ärztlichen Befunden sei — was die
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Klägerin gewußt habe — bei der Rentengewahrung ausgegangen
werden, Dem Sinn und Zweck des Gesetzes entspreche es in

Fällen der vorliegenden Art, dohc.wenn der Eintritt des Ver—

sioherungsfalles und die hentengewährung auseinanderfallen,

auf den Zeitpunkt des Versicherungsfalles abzustellen, Der

Rechtsstreit sei ähnlich zu beurteilen wie der vom Bundes—

sozialgericht (BSG) bereits entschiedene Fall der "Verdachtse

diagnose" (BSG 17, 295), weil die Annahme der BU der Klägerin
im wesentlichen auf den Verdacht des Weiterbestehens des

Krebsleidens gestützt werden sei, Dann aber sei 9 63 Abs, 1

Satz ‘ AVG anzuwendeno Anderenfalls wäre zu prüfen, ob die

Entziehung der Rente nach den Grundsätzen von Treu und Glauben

gerechtfertigt sei, Wenn die Klägerin sich gegen die Renten—

entziehung wehre, obwohl sie die Hintergründe der Rentenbe—

willigung kenne, so bedeute ihr Verhalten eine unzulässige

Rechtsausiibun«*°

Die Klägerin war im Revisionsverfahren nicht vertreten,

Die Revision der Beklagten ist zulässig, aber unbegründet,

Es besteht keine rechtliche handhabe, der Klägerin die Rente

zu entziehen‚ Die Revisioneangriffe der Beklagten können

daran nichts ändern°

Nach den Feststellungen des LSG, die von der Revision nicht

angegriffen Sind und deshalb den Senat binden (@ 163 Sozial—

gerichtsgesetz — SGG —), ist die Klägerin jedenfalls in der

Zeit seit dem 1, Januar 1957 nicht mehr außerstande gewesen,

ihren früheren Beruf als kaufmännische Angestellte auszuübeno

Sie ist seither nicht mehr berufsunfähig, die gegenteilig

Meinung der Klägerin hat das LSG als durch die im hlage— und

Berufungsverfahren eingeholten ärztlichen Gutachten wider—

legt angesehen° Für die Frage, ob die von der Beklagten ohne

zeitliche Begrenzung für die Zukunft gewährte Rente nach % 63

Abs„ 1 Satz 1 AVG zu entziehen ist, kommt es daher darauf an,

ob in den Verhältnissen der Klägerin eine objektive, die Ent—

ziehung rechtfertigende Änderung eingetreten ist„ Die Ent—

scheidung hierüber kann, wie das BSG in ähnlich liegenden

Fällen schon wiederholt entschieden hat, nur auf Grund eines
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Vergleichs mit den Verhältnissen zur Zeit der Rentenge-

währung getroffen werden (BSG 79 215, 295 und SOZR Aa 6
Nr[) 15 zu © 1293 Reicheversicherungsordnung — EVO — aF)o

Danach kommt es also auf den Gesundheitszustand der Klägerin

zur Zeit des Rentenbescheids an9 in dem die Beklagte die

Voraussetzungen der hentenbewilligung letztmals geprüft hato

Venn demgegenüber das LSG in Fällen, in denen — wie hier —

die Entscheidung des Versihherungsträgers über die ße—

willigung der (unbegrenzten) Rente (1959) und den Beginn

der Rentenzahlung (10 Januar 1957) auseinanderfallen„ auf

die Verhältnisse im letzteren Zeitpunkt abstellen will, so

kann der Senat.dieser Auffassung nicht beitreteno @ 63 AVG

ist eine Vorschrift, die dazu dient, die Bindungswirkung

des Rentenbescheides (@ 77 SGG) zu durchbrechen, wenn die
für seinen Erlaß maßgeblichen Verhältnisse sich nachträglich

geändert habeno Hieraus ergibt sich die Bezogenheit der Vor-

schrift zu dem vorausgegangenen Rentenbescheid und die Not—

wendigkeit, den Zeitpunkt seines Erlassés zum Ausgangs—

punkt für die Prüfung nach @ 65 AVG zu machen„ Jedoch ist die

abweichende Meinung des LSG hier ohne Bedeutungo Nach seinen

Feststellungen war die Klägerin weder im Zeitpunkt des Renten—

bescheides noch im Zeitpunkt des kentenbeginns berufsunfähig;

der nach der Meinung des LSG anzustellende Vergleich führt

deshalb zu keinem anderen Ergebniso Aus den angeführten Gründen

kann der Senat aber erst recht nicht der Auffassung der Revision

folgen, es komme im Falle der Klägerin nicht auf die Ver—

hältnisse im Zeitpunkt der Rentengewährung (1959); sondern auf

die Verhältnisse zur Zeit des Versicherungsfalles (1953) ano
Diese Auffassung ist auch bei der Anwendung von Art° 2 @ 43

Satz 2 AnVNG nicht gerechtfertigt° Zwar ist nach dieser Vor—

schrift für den Fall„ daß vor dem lo Januar 1957 ein Renten—

antrag bindend abgelehnt werden war9 auf fristgerecht ge—
stellten Antrag hin zu prüfen‚ ob die Vorschriften des neuen
Rechts günstiger sindo Wie das LSG mit Recht ausgeführt hat9

bedeutet dies aber nicht‚ daß die neue Prüfung sich auf die

Vergünstigungen des neuen Rechts (hier: Wegfall der Vor—

schriften über die Erhaltung der Anwartschaft) beschränkt

und im übrigen das Ergebnis der früheren Prüfung (hier: Fest—

stellung der EU in den Jahren 1953/1954) unverändert beibe—
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halten wirdo Vielmehr war die Beklagte, als sie den Antrag

der Klägerin nach Arte 2 © 43 Satz 2 AnVNGbearbeitete? be—
fugt und gehalten, die Voraussetzungen für die Rentenge—

währung in vollem Umfang zu überprüfeno Sie kann, um die

Rechtmäßigkeit der Rentenbewilligung im Jahre 1959 darzu—

legen, sich nicht mehr auf die Verhältnisse bei Eintritt des

Versicherungsfalls im Jahre 1953 berufen, weil diese Ver—

hältnisse zur Zeit der kentenbewilligung nicht mehr vorlagen°

Zwar ergibt sich aus den Umständen‚ insbesondere daraus> daß

im Überprüfungsverfahren kein neues Gutachten über den Gesund—

hcitszustand der Klägerin eingeholt wurde, als Grund für die

Rentengewährung mit hinreichender Deutlichkeit die Annahme

der Beklagten, daß das 1955/1954 festgestellte Leiden bei
der Klägerin fortbesteheo Für die Prüfung der wesentlichen
Änderung der Verhältnisse kommt es aber nicht darauf an,
welche Verhältnisse die Beklagte als vorliegend angesehen

hat, was also subjektiv für sie beim Erlaß des Rentenbescheides

maßgebend gewesen ist9 sondern wie die Verhältnisse in Wirk—

lichkeit (objektiv) vorgelegen haben (vglc BSG 7, 8, 125 109
72)_ Tatsächlich war aber das krebsleiden der klägerin‚ wie

das LSG unangefochten festgestellt hat, schon im Jahre 1956

ausgeheilt und der Grund für die frühere Annahme von BU bei

ihr weggefalleno Gegenüber dem bei der kentenbewilligung

bestehenden Zustand war daher zur Zeit der beabsichtigten

Rentenentziehung keine Änderung eingetreten„ Die Rechtslage

ist deshalb nicht anders zu beurteilen als in den vom BSG

früher entschiedenen Fällen der unrichtigen Diagnose (BBG 69

255 89 241)0 Hier wie dort ist bei der Rentenbewilligung ein

in Wahrheit nicht bestehendes Leiden und die daraus vermeint—

lich folgende Minderung der Erwerbsfähigkeit zugrunde gelegt

und damit ein schon zur Zeit seines Erlasses fehlerhafter

Verwaltungsakt erlassen wordenn Der Hinweis der Revisions-

begründung auf die Entscheidung in BSG 17, 295 geht insofern

fehl? als es sich dort um einen besonders gelagerten Einzel—

fall gehandelt hat, nämlich um eine Rente wegen vorüber_

gehender Invalidität nach früherem Recht als einer vorsorg—

lichen Maßnahme und um den Wegfall wenigstens auch einer

Reihe von Gesundheitsschäden (Strahlenschäden)a die für die

Rentenbewilligung bedeutsam gewesen wareno Für solche Fälle

_7 ..
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bietet das neue Recht andere Möglichkeiten, z„Bc Rente

auf Zeit nach @ 53 AVG oder aber Maßnahmen nach 59 13 ff

AVG (z„.Bo ärztliche Nachbehandlung mit ärztlich kontrollierter

Schonung und Übergangsgeld)o

Die Hentenentziehung_känn auch nicht au! die Grundsätze

gestützt werden, welche die allgemeinen Verwaltungsgerichte

für die Rücknahme begünstigender Verwaltungsaktc entwickelt

habeno Für deren Heranziehung ist nach der ständigen Recht—

sprechung des BSG im Recht der Rentenversicherung kein Raum

(DSG 2, 188‚ 190; 7, 275, 278; 11, 226, 229; vglo auch BSG

18, 849 89)? weil die Rücknahme von Anfang an fehlerhafter
Bescheide in den Rentenversicherungsgesetzen erschöpfend

und abschließend geregelt isto Von dieser Auffassung sind

auch in ihrer Mehrzahl die Teilnehmer an der Tagung der

sozial—rechtlichen Arbeitsgeminschaft beim 455 Deutschen

Juristentag in karlsruhe (22„ bis 250 September 1964) ausge—
gangen, wie sich aus der dort gefaßten Entschließung ergibt9

in der dem Gesetzgeber empfohlen wurde, die Rücknahme fehler—

hafter Verwaltungsakte in der Sozialversichcrung neu zu
regeln und dabei eine möglichst weitgehende Ubereinstimmung

mit dem Allgemeinen Verwaltungsrecht hcrbeizuführen (vglo

u„ao BArbBL 1966 so 79 ff; DVBl 1964 So 989; DÖV 1964 So 846;

BB 1964 Sn 1142)o Das AVG kennt auch keine dem @41 des
Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der KOV oder dem 9 186

AVAVG entsprechende Vorschrift, wonach auf den Gebieten der

KOV und der Arbeitslosenversicherung auch begünstigende Bescheide

zurückgenommen werden können, wenn sie im Zeitpunkt ihres

Erlasses tatsächlich und rechtlich unrichtig gewesen sind° Die

früher — vorübergehend — gegebene Möglichkeit, Rentenbenchcide

auch ohne Nachweis einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse

des Empfängers aufzuheben„ wenn keine BU besteht (@ 1293

Abso-2 RVO idF der Verordnung vom 17° Mai 1934 — BGBl I 419

und der SVD Nr„ 3 vom 143 Oktober 1945 — ArbBl für die britsiche
Zone 1947 Se 12 —), ist bei der Neuregelung der Rentenver-

sicherung im Jahre 1957 nicht übernommen werden„
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Soweit die Beklagte die Entziehung der Rente darauf stützen

will, die Klägerin habe bei Bewilligung der Rente gewußt,

daß dieser ihr Gesundheitszustand im Jahre 1955 und nicht der‘

_
aus dem Jahre des neuen Rentenantrags zugrunde gelegt werden

_sei, die Klägerin sei sich auch darüber im klaren gewesen,

die Rente werde früher oder später entzogen werden, übersieht

sie, daß das LSG hierüber keinerlei tatsächliche Feststellungen

getroffen hat und daß sie selbst insoweit gegen die tat—

sächliehen Feststellungen des LSG keine zulässigen und be-

gründeten Revisionegründe vorgehracht hat (5 165 SGG)c Es
fehlt daher auch an tatsächlichen Feststellungen, aus denen

sich ergeben könnte, daß das Begehren der Klägerin auf Port—

zahlung der Rente etwa einen Rechtsmißbrauch darstelleo

Es kann darum offen bleiben, ob und auf Grund welcher Normen

die Beklagte befugt sein könnte, wegen dieser — von ihr

selbst nur unterstellten — Umstände, die einmal bewilligte

Rente wieder zu entziehen oder deren Auszahlung zu ver—
weigern°

Aus allen diesen Gründen erweist sich die Revision der Be—

klagten als unbegründet°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGGO
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